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Liechtenstein wird sich an der
Stiftung Lindauer Nobelpreis-
trägertreffen finanziell mit ein-
einhalb Millionen beteiligen. 
Im Gegenzug können liechten-
steinische Wissenschaftler an
den Treffen teilnehmen und
wertvolle Kontakte knüpfen. 

Von Bettina Frick

Seit 1951 gibt es das Nobelpreisträ-
gertreffen in Lindau. Dabei treffen
sich Nobelpreisträger der Natur- und
Wirtschaftswissenschaften mit beson-
ders qualifizierten Nachwuchswis-
senschaftlern. Die Stiftung Lindauer
Nobelpreisträgertreffen am Bodensee
hat es sich zur Aufgabe gemacht, die
Zukunft dieses Anlasses finanziell zu
sichern. Die Stiftung hat der Regie-
rung das Angebot unterbreitet, zu-
sammen mit Partnern aus der Wirt-
schaft eine sogenannte Zustiftung zu
leisten und im Gegenzug an den Ak-
tivitäten der Nobelpreisträgertreffen
zu partizipieren.

Einhellige Zustimmung
Die Regierung sieht in einer solchen
finanziellen Unterstützung eine
grosse positive Aussenwirkung sowie
eine hervorragende Chance für den
wissenschaftlichen Nachwuchs in

Liechtenstein. Deshalb beantragte
sie für diese Zustiftung einen Lan-
desbeitrag in Höhe von einer Million
Franken, sodass zusammen mit den
Beiträgen der privaten Unterneh-
men ein Gesamtbetrag in Höhe von
1 500 000 Franken zur Verfügung
steht. Die Abgeordneten teilten die
Meinung der Regierung und stimm-
ten dem Finanzbeschluss einhellig
zu. «Mit dieser finanziellen Leistung
öffnen wir jungen Wirtschaftsfor-
schern die Türe um über Kontinente
und über Generationen hinweg Er-
fahrungen auszutauschen und neue
Impulse für die eigene Arbeit zu ge-
winnen», äusserte sich der VU-Abge-
ordnete Günther Kranz. Der Aus-
tausch zwischen den Kulturen und
der Transfer zwischen den unter-
schiedlichen Disziplinen werde im-
mer wichtiger. «Das weltweit einma-
lige Treffen dient dem Wissenstrans-
fer zwischen den besten Forschern
der Gegenwart und ausgewählten
jungen Wissenschaftlern aus aller
Welt.»

Eine einmalige Chance
Der FBP-Abgeordnete Franz Heeb
begrüsste den Landesbeitrag eben-
falls: «Es ist eine einmalige Chance
für Liechtenstein, sich in Form einer
Zusatzstiftung einzubringen und sich
als Stiftungsmitglied zu beteiligen.»

Damit könne sich Liechtenstein als
Wirtschaftsstandort profilieren. Ge-
mäss Bericht und Antrag erhalten je-
weils zwei junge Wissenschaftler aus
Liechtenstein künftig die Möglich-
keit, an den jeweiligen Nobelpreis-
trägertreffen teilzunehmen. Der Ab-
geordnete wollte von der Regierung
wissen, wie das Auswahlverfahren
dazu funktioniert. «Wie das Verfah-
ren genau aussieht, wird derzeit noch
verhandelt», sagte Regierungschef
Otmar Hasler. Für dieses Jahr habe
vorläufig die Hochschule Liechten-
stein zwei Studenten ausgewählt.

Auch der FL-Abgeordnete äusserte
sich positiv zu diesem Landesbeitrag
– so könne das Image Liechtensteins
gefördert werden. Er wollte von der
Regierung wissen, um welche Art von
Stiftung es sich denn handelt.Wie der
Regierungschef antwortete, handelt
es sich um eine selbstständige Stiftung
mit Sitz auf der Insel Mainau am Bo-
densee.

Entsprechende Vereinbarungen
wurden bereits von 61 weiteren Ko-
operationspartnern mit der Stiftung
abgeschlossen. Im laufenden Jahr ist
vorgesehen, dass der Schweizerische
Nationalfonds sowie das Österrei-
chische Bundesministerium für Wis-
senschaft und Forschung eine entspre-
chende Zusammenarbeit mit der Stif-
tung eingehen werden.

Netzwerk für wissenschaftlichen
Dialog geschaffen

Einhellige Zustimmung: Die Abgeordneten waren sich gestern einig, einen Landesbeitrag an die «Stiftung Lindauer Nobel-
preisträgertreffen am Bodensee» zu leisten.      Bild Archiv

Einhelliger Finanzbeschluss
Der Landtag stimmte gestern dem Fi-
nanzbeschluss für sechs Nachtrags-
kredite und drei Kreditüberschreitun-
gen in der Höhe von insgesamt 
3 023 000 Franken einhellig zu. Un-
ter anderem wurden zur Bewältigung
der Kommunikationsaufgaben im Zu-
sammenhang mit der Finanzplatzde-
batte  zusätzlich 1 500 000 Franken
gesprochen. Mit der Sanierung der
Marktplatzgarage durch die Gemein-
de Vaduz wird deren Erschliessung
neu geregelt. Um zeitgleich mit der
Sanierung diverse Massnahmen für
den öffentlichen Verkehr sowie den
Langsamverkehr realisieren zu kön-
nen, stimmten die Abgeordneten ei-
nem Nachtragskredit von 550 000

Franken zu.Ausserdem kann die Not-
stromanlage im Schutzraum des
Schulzentrums Mühleholz seit Beginn
des Jahres nicht mehr in Betrieb ge-
nommen werden. Für die Neube-
schaffung eines Notstromaggregates
sind deshalb ausserdem 230 000 Fran-
ken zusätzlich zum Voranschlag 2008
bewilligt worden.

Nebst weiteren Nachtragskrediten
und Kreditüberschreitungen stimmte
der Landtag einer Kreditüberschrei-
tung von 53 000 Franken sowie einem
Ergänzungskredit von 20 000 Fran-
ken für die Fertigstellung der engli-
schen Ausgabe des Schlussberichts
der Historiker- und Expertenkommis-
sion 2.Weltkrieg zu. (bfs)

Effiziente 
Gerichtsarbeit
Liechtensteins Gerichte haben
viel zu tun. Ihre Arbeit haben
sie im vergangenen Jahr 
dennoch speditiv erledigt.

In seiner gestrigen Sitzung befasste
sich der Landtag mit dem Bericht
über die Justizpflege 2007. Die votie-
renden Abgeordneten waren voll des
Lobes. «Während seit 1996 eine jah-
relange Aufarbeitung der Pendenzen
zu verzeichnen war, blieb es im ver-
gangenen Jahr beim ungefähren
Gleichstand», sagte die VU-Abgeord-
nete Marlies Amann-Marxer. Beim
Landgericht wurde das Jahr mit 151
Pendenzen begonnen und mit 149 ab-
geschlossen. 349 Neueingängen ste-
hen 351 Erledigungen gegenüber.
«Positiv vermerkt werden darf, dass
alle Pendenzen mit einer einzigen
Ausnahme neuen Datums sind», so
Amann-Marxer.

Unter anderem hatte sich das Land-
gericht mit 36 Arbeitsstreitigkeiten zu
befassen, neun Trennungs- und 111
Scheidungsurteile zu fällen und 103
Unterhaltsangelegenheiten zu behan-
deln.

Die Rechtshilfe funktioniert
Bei den Rechtshilfeersuchen in Zivil-
sachen könne ebenfalls eine sehr spe-
ditive Arbeitsweise festgestellt wer-
den. «Von 862 Zustellersuchen wur-
den nur 36 Pendenzen ins Folgejahr
übertragen. Ebenso darf die interna-
tionale Rechtshilfe in Strafsachen als
gut funktionierend bezeichnet wer-
den», sagte Amann-Marxer.

Renate Wohlwend (FBP) sprach
ebenfalls von einem erfreulichen Re-
sultat. Mit zwei Rechtspflegern, zwölf
Richtern und den drei Senaten des
Obergerichts verfüge Liechtensteins
Rechtspflege mittlerweile über eine
Kapazität, mit der die Geschäfte rund
laufen können.

Die Frage der Laienrichter
Keine Arbeit hatte im vergangenen
Jahr das Schöffengericht. Der Präsi-
dent des Obergerichts hat deshalb an-
geregt, diese Institution ganz abzu-
schaffen. Es handle sich beim Schöf-
fengericht um ein teilweise mit Laien
besetztes Gericht. Die Laiengerichts-
barkeit aber könne von vorneherein
nicht funktionieren, wenn die Laien
keine Gelegenheit hätten, Erfahrun-
gen zu sammeln.

«Dem Laienrichtertum wurde und
wird im Landtag allseits grosse Be-
deutung beigemessen», sagte Marlies
Amann-Marxer. Dies habe sich bei-
spielsweise vor rund einem Jahr bei
der Diskussion des Gerichtsorganisa-
tionsgesetztes gezeigt. Die Abgeord-
nete der Vaterländischen Union woll-
te daher von der Regierung wissen,ob
sie die Meinung des Obergerichtsprä-
sidenten teilt.

Regierungschef Otmar Hasler ant-
wortete ihr, dass derzeit eine Studie
in Arbeit sei, welche unter anderem
die Rolle der Laienrichter im Allge-
meinen behandle. Es sei nicht zielfüh-
rend, die Sache des Schöffengerichts
isoliert zu betrachten. Die Frage des
Laienrichtertums müsse bei Zeiten
einmal als Ganzes diskutiert werden
(hb)

Missbräuche
verhindern
Marktmanipulationen können
in Liechtenstein künftig wir-
kungsvoller bekämpft werden.
Umstritten am neuen Markt-
missbrauchsgesetz waren im
Landtag lediglich die Über-
gangsbestimmungen.

Die Umsetzung einer EU-Richtlinie
zum Marktmissbrauch hat zur Folge
gehabt, dass in Liechtenstein der Gel-
tungsbereich der Amtshilfe einge-
schränkte Gültigkeit hatte. Sie konn-
te nur dann greifen, wenn es um den
Handel mit EWR-Titeln ging – was
nicht die Stossrichtung der Übernah-
me war. Der Geltungsbereich der
Amtshilfe sollte daher nach Ansicht
der Regierung auf Titel ausgeweitet
werden, die an einem überwachten
Markt gehandelt werden.

Bereits in der ersten Lesung des
neuen Marktmissbrauchsgesetzes im
Mai waren sich die Landtagsabgeord-
neten einig, dass das Gesetz einen er-
heblichen Reputationsschaden für
den Finanzplatz verhindern könne.
Entsprechend einhellig fiel die Zu-
stimmung auch in der gestrigen zwei-
ten Lesung aus.

Gefahr eines Präjudiz
Lediglich Artikel II zu den Übergangs-
bestimmungen führte zu Diskussio-
nen. Bereits im Mai wurde ange-
merkt, dass das neue Gesetz gemäss
diesem Artikel auch auf Verfahren an-
gewendet werden könne, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens bereits
hängig sind. Da sich zur zweiten Le-
sung nicht viel geändert hatte, merk-
te Landtagsvizepräsident Ivo Klein
(VU) an, dass die Bestimmung im Sin-
ne des Rückwirkungsverbots proble-
matisch sei.

Regierungschef Otmar Hasler ver-
wies auf die Ansicht des Staatsge-
richtshofs, welche besagt, dass das
Rückwirkungsverbot nur für Strafge-
setze gelte. Die Leistung von Amts-
und Rechtshilfe stelle aber keine Stra-
fe dar. Daher fände der Grundsatz
«nulla poena sine lege», keine Strafe
ohne Gesetz, weder auf Verfahrens-
normen noch auf Rechtshilfeverfah-
ren in Strafsachen Anwendung. Und
was für die Rechtshilfe gelte, könne
ohne weiteres auf Amtshilfeverfahren
übertragen werden.

Ivo Klein vertrat die Überzeugung,
dass durch die Ausdehnung der Be-
stimmungen auf Drittstaaten der
Straftatbestand ausgeweitet werde.
Konkret könnte Amtshilfe geleistet
werden für eine Handlung, die in
Liechtenstein nicht strafbar war, als
sie ausgeführt wurde. «Hier besteht
die Gefahr, dass wir ein Präjudiz für
das Strafrecht schaffen», sagte Klein.
Und er sehe es als Aufgabe des Land-
tags als Gesetzgeber an, dem Rechts-
staat hohe Achtung entgegenzubrin-
gen. Unterstützung bekam Ivo Klein
von Rudolf Lampert von der Bürger-
partei, der ebenfalls der Ansicht ist,
dass es keine Amtshilfe für etwas ge-
ben könnte, das in Liechtenstein nicht
strafbar gewesen ist. Schliesslich
stimmten dann aber doch alle Abge-
ordneten einhellig für den Vorschlag
der Regierung. (hb)


